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Vorstellungen und Planungen der Bundesregierung zur Aufstellung des 
Gesundheitswesens bei Katastrophen und militärischen Konflikten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Herausforderungen, vor denen das deutsche Gesundheitswesen steht, sind 
vielfältig. Ursachen sind neben der demografischen Entwicklung und dem im-
mer größer werdenden Reformbedarf in der Kranken- und Pflegeversicherung 
auch die seit dem russischen Angriffskrieg in der Ukraine geänderten inter-
nationalen Rahmenbedingungen.

Der Bundesminister für Gesundheit Dr. Karl Lauterbach hat eine Gesetzeslü-
cke identifiziert und angekündigt, das deutsche Gesundheitswesen müsse sich 
für große Katastrophen und militärische Konflikte besser aufstellen. Es brau-
che auch eine Zeitenwende im Gesundheitswesen. Ein Gesetzentwurf dazu 
solle in diesem Sommer 2024 vorgelegt werden (www.bundesgesundheitsmini
sterium.de/presse/interviews/interview/noz-02-03-24).

Für die Fragesteller ist nicht ersichtlich, inwieweit dies die Auffassung der ge-
samten Bundesregierung darstellt, ob die Arbeiten an dem Gesetzentwurf be-
reits begonnen haben und wie konkret die Abstimmung zwischen den zustän-
digen Ressorts und weiteren Beteiligten bereits erfolgt ist bzw. noch erfolgen 
soll.

Die Fragen der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung sind insbesondere 
aufgrund der Tatsache von Bedeutung, dass Bundesgesundheitsminister 
Dr. Karl Lauterbach auf der Kommunikationsplattform X bereits Gedanken-
spiele für die möglichen Szenarien im Fall von Raketenangriffen auf die Bun-
deshauptstadt anstellt (twitter.com/Karl_Lauterbach/status/176681330004033
9925).
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 1. Kennt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesministers für Ge-
sundheit, das deutsche Gesundheitswesen müsse sich für große Katastro-
phen und militärische Konflikte besser aufstellen, und unterstützt sie 
diese, und wenn ja, in welchen Bereichen besteht nach Ansicht der Bun-
desregierung der größte Handlungsbedarf?

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass sich das deutsche Gesundheits-
wesen für große Katastrophen und militärische Konflikte besser aufstellen 
muss.
Mit einem in Planung befindlichen Gesundheitssicherstellungsgesetz beabsich-
tigt die Bundesregierung, unter anderem die strategische Patientensteuerung, 
die Bevorratung von Arzneimitteln und Medizinprodukten sowie regelmäßige 
Ernstfallübungen für das Personal für Gesundheitskrisen sicherzustellen.

 2. Wann fanden die ersten Gespräche, insbesondere zwischen dem Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG), dem Bundesministerium der Vertei-
digung (BMVg) und dem Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI), zu dem geplanten Gesetzentwurf statt, wie häufig haben in der 
Folge Termine stattgefunden, und dauern diese Gespräche noch an, und 
welches Ressort hat bei diesen Gesprächen die Federführung?

Ein Gesundheitssicherstellungsgesetz wurde in den letzten Jahrzehnten immer 
wieder thematisiert, da die bisher existierenden Sicherstellungsgesetze den Ge-
sundheitsbereich nicht vollständig erfassen. Die betroffenen Ressorts befinden 
sich hierzu im intensivierten Austausch, seit das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) im November 2020 den sogenannten Leitlinienprozess 
angestoßen hat. Derzeit erfolgen weiter Abstimmungen in Vorbereitung eines 
Regierungsentwurfs (vgl. Antwort zu Frage 1).

 3. Waren die Aussagen von Bundesgesundheitsminister Dr. Karl 
Lauterbach in der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ (www.bundesgesundhei
tsministerium.de/presse/interviews/interview/noz-02-03-24) mit dem 
BMVg und dem BMI abgestimmt?

Die Aussagen des Bundesgesundheitsministers Dr. Karl Lauterbach stehen im 
Einklang mit den Zielen und Vereinbarungen der Koalition.

 4. Plant die Bundesregierung, im Zusammenhang mit der Aufstellung des 
Gesundheitswesens im Krisenfall auch Gespräche mit Vertretern der 
Länder zu führen, und wenn ja, wann sollen diese Gespräche beginnen, 
und in welchem Format sollen sie geführt werden, und wenn nein, wa-
rum nicht?

 5. Plant die Bundesregierung, im Zusammenhang mit der Aufstellung des 
Gesundheitswesens im Krisenfall auch Gespräche mit Vertretern der 
Kommunen zu führen, und wenn ja, wann sollen diese Gespräche begin-
nen, und in welchem Format sollen sie geführt werden, und wenns nein, 
warum nicht?

Die Fragen 4 und 5 werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen jedes Gesetzgebungsverfahrens erfolgt die Beteiligung der Res-
sorts, Länder und Verbände gemäß des im Grundgesetz sowie in der Gemein-
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) festgelegten Verfahren. 
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) wird die Beteiligung der Län-
der zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt sicherstellen.
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Zudem werden vor Abfassung des Entwurfs im Rahmen der Interessenermitt-
lung nach § 41 GGO die Auffassung der Länder und der kommunalen Spitzen-
verbände auf Bundesebene eingeholt werden, um die Belange der Länder und 
der Kommunen frühzeitig zu berücksichtigen.

 6. Welche Aufgaben könnte nach Auffassung der Bundesregierung der 
Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) in diesem Zusammenhang über-
nehmen?

Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) gehört mit seinen Zuständigkeiten 
im Gesundheitswesen zu den vielfältigen Akteuren, die im Bereich des zivil-
militärischen Krisenmanagements von Bedeutung sind. Er wird daher ein 
Adressat der geplanten Zuständigkeitszuweisungen und Verfahren zur Zusam-
menarbeit sein. Auch für die Planung möglicher personeller Verstärkungen in 
einem Zivilschutzfall erscheint es sinnvoll, den ÖGD in geeigneter Form einzu-
beziehen.

 7. Plant die Bundesregierung, vor diesem Hintergrund den bis 2026 laufen-
den Pakt für den ÖGD zu verlängern?

Bei Gesprächen zwischen dem Bund und den Ländern zur nachhaltigen Stär-
kung des ÖGD ist die verfassungsrechtliche Finanzierungszuständigkeit der 
Länder für den ÖGD zu berücksichtigen. Über die bestehenden Möglichkeiten 
im Rahmen der grundgesetzlichen Zuständigkeiten tauschen sich Bund und 
Länder auf Basis des Zwischenberichts derzeit aus.

 8. Beabsichtigt die Bundesregierung, wie vom Bundesgesundheitsminister 
Dr. Karl Lauterbach angekündigt, noch in diesem Sommer einen Refe-
rentenentwurf vorzustellen, und wie sieht der Zeitplan für das weitere 
Gesetzgebungsverfahren aus?

Trotz der Komplexität der Materie sowie der Vielzahl der betroffenen Akteure 
ist ein rasches gemeinsames Voranschreiten der Ressorts noch in dieser Legis-
latur notwendig. Dabei sollen Strukturen und Ressourcen materieller wie perso-
neller Art sichergestellt werden, die in einem Zivilschutzfall die Versorgung 
einer sehr hohen Zahl von Patientinnen und Patienten in einem Ausmaß ermög-
licht, das mit der Auslastung des Gesundheitssystems in Friedenszeiten nicht 
vergleichbar ist.

 9. Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung der Finanzbedarf für 
die geplanten Maßnahmen?

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Ertüchtigung des Gesundheitswe-
sens Mittel aus einem bestehenden oder noch zu errichtenden Sonderver-
mögen zu verwenden?

12. Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung der Personalbedarf 
der geplanten Maßnahmen?

Die Fragen 9, 10 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Der Finanzbedarf ist Gegenstand laufender regierungsinterner Abstimmungen.
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11. War das Bundesministerium der Finanzen (BMF) in die bisherigen Ab-
stimmungen innerhalb der Bundesregierung eingebunden?

Das Bundesministerium der Finanzen wird im Rahmen der Gesetzesfolgenab-
schätzung gemäß § 44 GGO sowie den Regelungen zu den Beteiligungen 
innerhalb der Bundesregierung gemäß § 45 GGO in den Gesetzgebungsprozess 
mit einbezogen werden.

13. Kennt die Bundesregierung die Aussagen von Bundesgesundheitsminis-
ter Dr. Karl Lauterbach auf der Kommunikationsplattform X zu mög-
lichen Folgen eines Raketenangriffs auf die Bundeshauptstadt, und wie 
verhält sie sich zu diesen?

14. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Fragesteller, dass derartige 
Aussagen nicht unbedingt einen hilfreichen Beitrag in der aktuellen Kri-
sensituation darstellen?

Die Fragen 13 und 14 werden gemeinsam beantwortet.
Bundesgesundheitsminister Prof. Dr. Karl Lauterbach betreibt seine persönli-
chen Social-Media-Accounts in eigener Verantwortung. Das BMG nimmt kei-
nen Einfluss auf Inhalte persönlicher Accounts und hat auf diese auch keinen 
Zugriff. Die Beiträge des Ministers auf der Kommunikationsplattform X wer-
den daher von der Bundesregierung nicht kommentiert.

15. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen der Krisenfestigkeit des Gesundheitswesens und der geplanten 
Krankenhausreform, und wenn ja, wie sollen diese beiden Vorhaben mit-
einander verknüpft werden?

Mit der Krankenhausreform sollen drei zentrale Ziele verfolgt werden: Siche-
rung und Steigerung der Behandlungsqualität, Gewährleistung einer flächen-
deckenden medizinischen Versorgung für Patientinnen und Patienten sowie 
Entbürokratisierung. Die diesbezüglichen Planungen betreffen zuvörderst die 
Versorgung in Friedenszeiten.

16. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen der Krisenfestigkeit des Gesundheitswesens und der geplanten 
Neustrukturierung des Sanitätsdienstes, und wenn ja, wie sollen diese 
beiden Vorhaben miteinander verknüpft werden?

17. Was sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Gründe, die zu den 
Überlegungen über die Neustrukturierung des Sanitätsdienstes der Bun-
deswehr geführt haben?

Die Fragen 16 und 17 werden gemeinsam beantwortet.
Die Neustrukturierung des Sanitätsdienstes ist Teil einer umfassenden Refokus-
sierung des Geschäftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung auf 
die zeitgemäße Landes- und Bündnisverteidigung. Bei der künftigen Struktur 
ist vor allem handlungsleitend, dass sich in großangelegten Verteidigungssitua-
tionen im Bündnis die jeweiligen operationsbestimmenden Fähigkeiten, wozu 
die Sanität zweifelsfrei zählt, auf die Gewährleistung der Gesundheitsversor-
gung fokussieren können müssen. Dafür ist es zielführend, sie von nicht-fach-
spezifischen Verwaltungsaufgaben zu entlasten und sie in einem Bereich zu 
verorten, in dem sie zur Beibehaltung der hohen fachlichen Qualität organisato-
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risch zusammengehalten werden kann und zudem nach den künftigen Prozes-
sen der Operationsführung streitkräftegemeinsam zur Verfügung steht. Unab-
hängig von der Verortung des Sanitätsdienstes in der Bundeswehrstruktur wird 
die Krisenfestigkeit als wichtiger Bestandteil der Gesamtverteidigung Deutsch-
lands verstanden. Die Bundeswehr leistet hier einen Anteil. In diesem Zusam-
menhang plant die Bundesregierung eine Verbesserung im Bereich des Gesund-
heitswesens durch ein Gesundheitssicherstellungsgesetzes.

18. Wie passt die geplante Reform des Sanitätsdienstes der Bundeswehr 
durch die Auflösung des Kommandos Sanitätsdienst in Koblenz mit den 
Bemühungen des Bundesgesundheitsministers, besser auf Katastrophen 
und militärische Konflikte vorbereitet zu sein, zusammen?

Der Zentrale Sanitätsdienst der Bundeswehr wird in den neu aufzustellenden 
Unterstützungsbereich aufgenommen. Dabei wird der fachliche Zusammen-
hang des Sanitätsdienstes aus Qualitätsgründen weiterhin gewährleistet sowie 
ihre bruchfreie fachdienstliche Führungskette genauso sichergestellt, wie die 
fortbestehende Möglichkeit, rein sanitätsdienstliche Einsätze aus dem Unter-
stützungskommando der Bundeswehr heraus zu führen. Ziel ist es, die Gesund-
heitsversorgung der Bundeswehr auf die Aufgabenwahrnehmung in der für die 
Bundeswehr strukturbestimmende zeitgemäße Landes- und Bündnisverteidi-
gung als verfassungsrechtlichen Kernauftrag der Streitkräfte auszurichten. 
Hierbei bleiben Einsätze im Rahmen von Katastrophen und militärischen Kon-
flikten unverändert möglich.

19. Sieht die Bundesregierung angesichts der vom Bundesgesundheitsminis-
ter benannten Herausforderungen für das Gesundheitswesen die Gefahr 
einer Störung bzw. einer zusätzlichen Belastung der zivil-militärischen 
Zusammenarbeit durch die angekündigte Reform des Kommandos Sani-
tätsdienst der Bundeswehr, welches sich nach Ansicht der Fragesteller 
seit seiner letzten Reform 2012 über 20 Jahre hinweg zu einem wertvol-
len, gut funktionierenden, verlässlichen und notwendigen Partner des zi-
vilen Gesundheitswesens entwickelt hat und der gerade durch die zentral 
geführte Kommandostruktur hervorragend funktioniert?

Die Strukturreform hat zum Ziel, dass die Gesundheitsversorgung der Bundes-
wehr ihren Aufgaben auch unter den Bedingungen von Landes- und Bündnis-
verteidigung nachkommen kann. Ihre unterstützende Rolle als Partner des zivi-
len Gesundheitswesens wird sie weiterhin erfüllen.

20. Wer ist in der zukünftigen Struktur der Bundeswehr der zentrale und ver-
antwortliche Ansprechpartner für das zivile Gesundheitswesen?

Die fachliche Gesamtverantwortung für die Gesundheitsversorgung der Bun-
deswehr wird auch zukünftig durch eine Person getragen werden. Die weiteren 
Details sind Gegenstand der derzeit laufenden Umsetzung der Strukturentschei-
dung des Bundesministers der Verteidigung vom 4. April 2024.
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21. Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung für die nach Ansicht der 
Fragesteller dringend notwendige Ertüchtigung von Patiententransporten 
auf der Schiene im Falle von Katastrophen und militärischen Konflikten, 
und aus welchem Haushalt sollen die Mittel in welcher Höhe für anzu-
schaffende Patiententransportzüge bereitgestellt werden?

Der Einzelplan 14 enthält in Kapitel 1405 Titel 554 06 konkrete Vorgaben zur 
Finanzierung des Patiententransports Schiene. Die Bundesregierung befindet 
sich derzeit in konzeptionellen Vorarbeiten, um das Projekt entlang geltender 
gesetzlicher Vorgaben zu realisieren. Eine konkrete Abschätzung des Zeithori-
zontes kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht erfolgen.

22. Ist nach Auffassung der Bundesregierung eine gleichberechtigte Versor-
gung von Menschen mit Behinderungen bei Katastrophen und militäri-
schen Konflikten ausreichend gewährleistet, und welchen gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf sieht sie ggf., um bestehende Schutzlücken unter 
Beteiligung von Betroffenen zu schließen?

Grundsätzlich ist die Bedeutung der medizinischen Versorgung von Menschen, 
gleichgültig, ob mit oder ohne Behinderung, in Katastrophen und militärischen 
Konflikten nicht anders als im Alltag. Der Schutz der Gesundheit hat Verfas-
sungsrang. Jede Patientin und jeder Patient hat Anspruch auf eine bestmögliche 
medizinische Behandlung auch in Krisen, Katastrophen und militärischen Aus-
einandersetzungen. Insbesondere in solchen Lagen kann es jedoch zu einem 
Ungleichgewicht zwischen der Anzahl zu behandelnder Patientinnen und Pa-
tienten einerseits und den adhoc vorhandenen Ressourcen andererseits kom-
men. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass sich das deutsche Gesund-
heitswesen für große Katastrophen und militärische Konflikte besser aufstellen 
muss, um eine bestmögliche Behandlung ermöglichen zu können. Die gleichbe-
rechtigte Versorgung von Menschen mit Behinderung wird hierbei berücksich-
tigt.
Im bewaffneten militärischen Konflikt ist der Sanitätsdienst der Bundeswehr 
für die sanitätsdienstliche Unterstützung der Streitkräfte verantwortlich und 
folgt hierbei den geltenden Vorgaben des nationalen Rechts einschließlich des 
Humanitären Völkerrechts.
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